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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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MUMIA/932: Hoffnung auf Medikamente (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 938

 Hoffnung auf Medikamente

In den USA haben Häftlinge darauf geklagt, wichtige Arzneimittel zu
erhalten. Es sieht so aus, als würden sie ihr Anliegen durchsetzen können

von Mumia Abu-Jamal, Dezember 2018



Salvatore Chimenti, langjähriger Insasse eines Staatsgefängnisses im
US-Bundesstaat Pennsylvania, ist Hauptkläger eines Zivilverfahrens gegen
das Department of Corrections (DOC), die Gefängnisbehörde dieses
Bundesstaats. Die anderen beiden Kläger im Verfahren »Chimenti und andere
gegen DOC« sind David Maldonado und Daniel Leyva. Im Namen von etwa 7.000
Gefangenen, die allein in Pennsylvania an einer Infektion mit dem
Hepatitis-C-Erreger und ihren gravierenden Nebenwirkungen leiden, wollen
die drei Häftlinge mit ihrer Gemeinschaftsklage das DOC zwingen, ihnen
endlich eine angemessene medizinische Versorgung zu garantieren.

In diesem Fall ist jetzt ein entscheidender Wendepunkt eingetreten, weil
Kläger und Beklagte sich vor einer gerichtlichen Entscheidung auf einen
Vergleichsvorschlag geeinigt haben. Dieser Vergleich sieht für gefangene
Männer und Frauen eine Behandlung mit einem DAA-Medikament vor, wenn bei
ihnen die Gefahr besteht, dass die durch Hepatitis C hervorgerufene
Leberfibrose - eine krankhafte Vermehrung des Bindegewebes, die das Organ
verhärtet - zu einer lebensbedrohlichen Leberzirrhose führt. »DAA« steht
für »Direct-Acting Antiviral Drugs«. Das sind neu entwickelte antivirale
Medikamente, die von der US-Behörde für Lebens- und Arzneimittel (FDA)
wegen ihres großen Heilerfolgs dringend zur Therapie empfohlen werden,
obwohl Pharmakonzerne wie Gilead sie stark überteuert verkaufen.

Rechtsanwältin Su Ming Yeh von der Rechtshilfeorganisation Pennsylvania
Institutional Law Project (PILP) in Philadelphia und ihr Kollege David
Rudovsky erklärten zu dem Vergleich in einer Pressemitteilung: »Im Rahmen
der vorgeschlagenen Vereinbarung werden alle, die derzeit in einem 
DOC-Gefängnis eingesperrt sind oder es zukünftig sein werden und chronisch an
Hepatitis C erkrankt sind, mit DAA behandelt, es sei denn, medizinische
Kontraindikationen sprächen dagegen. Die wichtigsten Bestimmungen des
Abkommens lauten: Erstens, alle in Frage kommenden Insassen, die schwer an
Hepatitis C erkrankt sind (mit den Fibrosestadien F-2, F-3 oder F-4),
werden innerhalb von sechs Monaten nach Erreichen dieser Stadien mit DAA
behandelt. Zweitens, vom 1. Juli 2019 bis zum 30. Juni 2021 wird das DOC
3.000 der betroffenen Insassen (pro Jahr 1.500) je nach Schwere ihrer
Erkrankung gemäß einem Therapieplan vorrangig mit DAA behandeln. Und
drittens, vom 1. Juli 2021 bis zum 30. Juni 2022 behandelt das DOC
vorrangig weitere 2.000 in Frage kommende Insassen nach demselben
Therapieplan.«

Bevor das in die Tat umgesetzt werden kann, muss die Vergleichsvereinbarung
jedoch noch vom zuständigen Bundesbezirksgericht in Philadelphia abgesegnet
werden, wozu das Gericht für Anfang Februar 2019 eine gerichtliche Anhörung
angesetzt hat. Überwindet der Vergleich auch noch diese Hürde, können seine
Regelungen am 1. Juli 2019 in Kraft treten.

Der Gefangene Salvatore Chimenti versucht schon seit dem Jahr 2010, für
sich eine Hepatitis-C-Behandlung durchzusetzen. Schon damals lag die
eindeutige Diagnose vor, dass er an einer Leberzirrhose im Stadium 4
leidet. Er und seine beiden Mitkläger reichten ihre ersten Schriftsätze
bereits 2015 ein und erweiterten die Klage inhaltlich im Jahr 2017. Anfang
2018 ließ das zuständige Gericht die Gemeinschaftsklage zu.

Chimenti, Maldonado und Leyva konnten sich auf dem langen und
beschwerlichen Weg ihres Klageverfahrens von Anfang an auf den bekannten
Bürgerrechtsanwalt David Rudovsky aus Philadelphia sowie auf Anwältin Su
Ming Yeh und das PILP stützen. Sollte der von ihnen gemeinsam erarbeitete
Vorschlag für die Vergleichsvereinbarung rechtswirksam werden, dann wäre
das eine bahnbrechende Veränderung der Art und Weise, wie der Staat und
sein Gefängnisregiment bislang mit der Behandlung von Hepatitis-C-Fällen
umgingen.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 303 vom 28. Dezember 2018/1. Januar 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





NEWSLETTER/192: Bremer Friedensforum 1 vom 6. Januar 2019


Newsletter Bremer Friedensforum 1 vom 6. Januar 2019



Inhalt heute:

Bevorstehende Veranstaltungen - (weitere im Terminkalender unten)

01. Sevim Dagdelen bei #Aufstehen Bremen

02. Kerem Schamberger und Michael Meyen: "Die Kurden - Ein Volk zwischen
Unterdrückung und Rebellion"

03. Cyberpeace-Cafe: Einfluss der Künstlichen Intelligenz als Cloud Service
auf Gesellschaft und Militär

04. Leben und Erleben in Gaza - Vortrag von Ass. Prof. Abed Schokry

Berichte/Interviews/Erklärungen/Initiativen

05. Zur Neujahrsansprache der Bundeskanzlerin: Statt Friedensaspekte
weitere Erhöhung der Militärausgaben

06. Die neue Offensive der Türkei in Syrien verhindern - JETZT AUFRUF
UNTERSCHREIBEN

07. Udo Lindenberg zur Weltlage: "Das Wort Abrüstung habe ich lange nicht
mehr gehört..."

08. Unterschriftensammlung "Aufrüsten statt abrüsten"

09. Pimpf, Pfarrer, Pazifist/Ein kritischer Rückblick (1927-2017)

10. Bremer Friedensforum unterstützt den Aufruf zur Demonstration "Die
Stadt muss allen gehören"

11. Neue Homepage www.umwelt-militär.info

12. Manfred Berndt gestorben

13. Bremer Friedensforum im Netz

14. Aus dem Terminkalender

15. In eigener Sache


Bevorstehende Veranstaltungen (weitere im Terminkalender
unten)

1. Sevim Dagdelen bei #Aufstehen Bremen 

Mittwoch, 16. Januar 2019, 19:00 Uhr, Bürgerhaus (Bremen-)Vahr, Berliner
Freiheit 10, 28237 Bremen

Über 1.000 eingetragene Unterstützer*innen im Bundesland Bremen, mehrere
Veranstaltungen mit bis zu 200 Teilnehmer*innen, die Einrichtung von
thematischen Arbeitsgruppen sowie aktive Beteiligungen der Landesgruppe an
Aktionstagen wie "Abrüsten statt Aufrüsten und "Bremen zeigt Gesicht": Das
ist die Bilanz nach drei Monaten #Aufstehen Bremen. Am 16. Januar 2019
trifft sich die Bremer Landesgruppe im Bürgerzentrum Neue Vahr zu ihrer
dritten Vollversammlung. Unter dem Motto "Aufstehen für soziale
Gerechtigkeit" soll dort über die strategische Ausrichtung und die
geplanten Aktivitäten der Sammlungsbewegung diskutiert werden. Als
Gastrednerin der Veranstaltung konnte die Bundestagsabgeordnete und
Mitbegründerin von Aufstehen, Sevim Dagdelen, gewonnen werden. Sie wird
über den organisatorischen Stand der Bewegung und die politischen
Schwerpunkte für die weitere Entwicklung von Aufstehen sprechen. Mehrere
Mitstreiterinnen und Mitstreiter aus dem Bremer Friedensforum machen mit
bei Aufstehen.


2. Kerem Schamberger und Michael Meyen stellen ihr Buch "Die
Kurden - Ein Volk zwischen Unterdrückung und Rebellion" vor

Freitag, 18. Januar 2019, 19:00 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, 28203
Bremen

Wer weiß um den Krieg, den die Regierung in Ankara seit 2015 gegen die
Kurd*innen führt? Wer erinnert sich an die Repressionen in den 1990ern?
Hierzulande kennt man allenfalls die PKK und fragt sich vielleicht
verwundert, warum immer noch Tausende mit den Farben und Symbolen dieser
"Terrororganisation" in ganz Europa auf die Straßen gehen. Kerem
Schamberger und Michael Meyen zeigen, dass die Verfolgung der Kurd*innen in
der Gründungsgeschichte der Türkei wurzelt und dass der eigentliche Putsch
dort schon 2015 stattfand - ein ziviler Putsch durch die AKP. Doch der
Westen will sein Bündnis mit dem Erdogan-Regime nicht gefährden und lässt
deshalb ein 25-Millionen-Volk im Stich. Im Rahmen ihrer Lesereise stellen
die Autoren ihr frisch erschienenes Buch vor und berichten von ihren
Recherchen in Kurdistan.

Veranstalter: marxistische linke Bremen, Bremer Friedensforum, YXK
(Kurdischer Studierendenverband), Landesvorstand Die Linke Bremen, AK
Nahost, weltnetz.tv


3. Cyberpeace-Cafe: Einfluss der Künstlichen Intelligenz als
Cloud Service auf Gesellschaft und Militär

Montag, 21. Januar, 18:30 Uhr, Universität Bremen, Bibliothekstraße 5, MZH
1460, 28359 Bremen

Referent: Arkadi Schelling (Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Fachbereich
3)

Cloud Services bieten Dienste eines Rechenzentrums über das Internet an:
von Festplattenspeicher über virtuelle Server bis hin zu höheren
Softwarefunktionen. In den letzten drei Jahren werden vermehrt Dienste rund
um Künstliche Intelligenz angeboten. Diese Technik kann dadurch mit wenig
Vorkenntnissen im großen Maßstab eingesetzt werden. Insbesondere
massenhafte Videoüberwachung mit Personen- und Laufwegerkennung wird
privaten Unternehmen und staatliche Behörden einfach gemacht. Bisherige
Anwendungsbeispiele zeigen bereits, wie soziale Probleme durch
technikgläubige Lösungsansätze verschlimmert werden. Auch die Wissens- und
Machtkonzentration bei den Firmen, die Cloud Services anbieten, wird
beleuchtet. Die vier Branchenführerinnen - Amazon, Microsoft, IBM, Google -
scheuen dabei auch nicht vor einer intensiven Zusammenarbeit mit Polizeien,
Geheimdiensten und Militärs. Während Amazon bereits seit 2014 der
Cloud-Dienstleister für die US-Geheimdienste ist, so wird im kommenden
April verkündet, welche Firma den Zuschlag für ein Großprojekt des
US-Verteidigungsministeriums erhält. Google hingegen zieht sich zwar
öffentlich aus US-Militärprojekten zurück, kooperiert jedoch mit ATOS,
einem französischen Softwarekonzern und größtem IT-Dienstleister der
Bundeswehr, deren Büros auch in Bremen zu finden sind.

Das Cyberpeace-Café wird veranstaltet vom Cyberpeace-Team Bremen, an dem
das Bremer Friedensforum, die Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und
Friedensforschung, das Forum InformatikerInnen für Frieden und
gesellschaftliche Veranwortung, die Bremerhavener Initiative Mut zum
Frieden und die Rosa-Luxemburg-Initiative beteiligt sind.


4. Leben und Erleben in Gaza - Vortrag von Ass. Prof. Abed
Schokry aus Gaza 

Donnerstag, 24. Januar 2019, 19:00 Uhr, Gemeindezentrum Zion, Kornstraße
31, 28201 Bremen(-Neustadt)

Bremen. Der gebürtige Palästinenser Dr. Abed Schokry lebte zwischen 1990
und 2007 in Deutschland und promovierte an der TU Berlin. 2007 erhielt er
einen Ruf an die Universität Gaza/Palästina und kehrte mit seiner Familie
in seine Heimat zurück. Seitdem lebt er dort und lehrt als Dozent
Wirtschaftsingenieurwesen. "Seit dem Jahr 2017 versucht er Gaza wieder
einmal verlassen zu dürfen und er hofft, dass es dieses Mal über Ägypten
klappen wird. Er berichtet regelmäßig aus Gaza an deutsche Freunde und
Friedensorganisationen, wobei seine Berichte frei von ideologischer
Orientierung rein faktenbasiert sind! Abed Schokry wird über die
Entwicklungen und die reale Lebenswirklichkeit in Gaza informieren. Er wird
über mögliche Entwicklungen und Stimmungen in der Bevölkerung
Gazas authentische Auskunft geben können und auch die Schwierigkeiten
ansprechen, aus Gaza für Vorträge oder Aufenthalte in anderen Ländern
ausreisen zu können. Wir hoffen, daß er dieses Mal auch wirklich ausreisen
darf und uns Einblicke in das "größte Freiluftgefängnis der Welt", wie es
ein ehemaliger amerikanischer Politiker einmal formulierte, geben kann.
- Veranstaltet von: Deutsch-Palästinensische Gesellschaft Bremen e.V.,
Israelisches Komitee gegen Hauszerstörung (ICAHD), AK Nahost Bremen, Bremer
Friedensforum, Bremer Informationszentrum für Menschenrechte und
Entwicklung(biz), Kairos Palästina Solidaritätsnetz Gruppe Bremen.


Berichte/Interviews/Erklärungen/Initiativen

5. Zur Neujahrsansprache der Bundeskanzlerin: Statt Friedensaspekte
weitere Erhöhung der Militärausgaben

Bremen. Bundeskanzlerin Angela Merkel beschwört am Ende ihrer
Neujahrsansprache zum Jahreswechsel "im Stil unseres Miteinanders" die
Werte "Offenheit, Toleranz und Respekt". Seltsam ist dabei - so das Bremer
Friedensforum -, dass sie diese Werte nur für das nationale Miteinander,
nicht aber für die internationalen Beziehungen nennt, zum Beispiel für die
mit der Russischen Föderation. Ihr gegenüber wird eher eine intolerante und
respektlose Politik betrieben, so durch Sanktionen wie auch
Truppenstationierungen und Manöver an der russischen Grenze und insgesamt
durch die in der Ansprache genannte Steigerung der Verteidigungsausgaben.
Die Organisation "Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges -
Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW) hat sich schon vor Jahren im Blick
auf die Ukraine-Krise der Bundeskanzlerin geschrieben: "Frieden in Europa
kann es nur in einer partnerschaftlichen Kooperation mit Russland geben?
Wir brauchen Verhandlungen, die die Position des jeweils anderen
berücksichtigen, die Misstrauen ab- und Vertrauen aufbauen. Wir brauchen
zivile Konfliktbearbeitung anstelle von Konfrontation und Sanktionen." In
diesem Sinne bedauert das Bremer Friedensforum, dass solche Friedensaspekte
in der Neujahrsansprache nicht zu finden sind.


6. Die neue Offensive der Türkei in Syrien verhindern - JETZT
AUFRUF UNTERSCHREIBEN

Minden. Der Bund für Soziale Verteidigung ruft die Bundesregierung, die
NATO-Staaten und den UN-Sicherheitsrat auf, alles zu tun, um die Türkei
daran zu hindern, ihre angekündigte Offensive auf Nordsyrien durchzuführen.
Wer sich beteiligen möchte: Der Aufruf kann mit einem selbstformulierten
Anschreiben z.B. an den Außenminister (heiko.maas(at)bundestag.de) oder an
weitere Adressen in Berlin verschickt werden. Wir sammeln aber auch
Unterschriften unter den Aufruf und werden ihn am 7. Januar nochmals an das
Außenministerium und das Bundeskanzleramt senden. Wer unterzeichnen möchte,
schreibe uns einfach eine kurze Mail an info(at)soziale-verteidigung.de.


7. Udo Lindenberg zur Weltlage: "Das Wort Abrüstung habe ich
lange nicht mehr gehört..."

Hamburg. "Wir brauchen keine machtgeilen Idioten, wir müssen alle an einen
Strang ziehen. Sonst ist die Welt am Arsch... globales Denken, globale
Themen, keine Grenzen... Das Wort Abrüstung habe ich lange nicht mehr
gehört, das war in den Achtzigern mal anders - und das nervt mich
tierisch... Wir sind doch belämmert."

Quelle: 

Weser-Kurier 4. Januar 2019, nach Interview mit dem Magazin "Stern" und DPA
und Facebook-Seite Bremer Friedensforum: 

https://www.facebook.com/bremerfriedensforum/posts/2213369565374880


8. Unterschriftensammlung "Aufrüsten statt abrüsten"


Berlin. Die bundesweite Kampagne abrüsten.jetzt hat die Zahl von über
125.000 Unterstützerinnen und Unterstützer des Aufrufs "abrüsten statt
aufrüsten" genannt. Einen ganz großen Dank an die Menschen, die diesen
bisherigen Erfolg ermöglicht haben, auch in Bremen und Umgebung. Wir bitten
euch, die gesammelten Unterschriften nicht zu "bunkern", sondern umgehend
an uns zurückzusenden, damit wir einen Überblick über den aktuellen Stand
der Unterschriften in unserer Region behalten und über neue Erfolge
informieren können. Wir geben die Unterschriften an das Netzwerk
Friedenskooperative und die Friedens- und Zukunftswerkstatt weiter. Danke!

Link:

https://abruesten.jetzt/


9. Pimpf, Pfarrer, Pazifist/Ein kritischer Rückblick (1927-2017)


Bremen. Im Donat-Verlag ist vor Weihnachten eine Autobiografie von Pfarrer
Ulrich Finckh aus Bremen erschienen. Ulrich Finckh, Jahrgang 1927,
aufgewachsen zwischen "Hakenkreuz" und "Kreuz", hat sich nach
amerikanischer Kriegsgefangenschaft als Pfarrer für Frieden und Freiheit,
Menschen- und Bürgerrechte sowie für den Rechtsstaat engagiert, so u.a. in
der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung der
Kriegsdienstverweigerer, der Gustav-Heinemann-Initiative und der
Humanistischen Union. Viele Jahre war er Vorsitzender der "Zentralstelle
für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen".

Mehr:

http://www.donat-verlag.de/buch-detail.php?buchid=350&katid=10


10. Bremer Friedensforum unterstützt den Aufruf zur Demonstration
"Die Stadt muss allen gehören"

Bremen. Der Sprecher*innenkreis des Bremer Friedensforums begrüßt die auf
Initiative des "Aktionsbündnis Menschenrecht auch Wohnen" geplante
Demonstration "Die Stadt muss allen gehören" am 23. März 2019 in Bremen.
Wohnen und der Kampf für bezahlbaren/leistbaren Wohnraum sind zentrale
soziale Fragen unserer Zeit. Für uns ist auch der folgende Aspekt besonders
wichtig: Die Bundesregierung plant, die Rüstungsausgaben nahezu zu
verdoppeln, auf zwei Prozent der deutschen Wirtschaftsleistung. Zwei
Prozent, das sind mindestens weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen
Bereich, so auch im sozialen Wohnungsbau und in der kommunalen
Infrastruktur, fehlen. Der aktuelle, kürzlich verabschiedete Bundeshaushalt
sieht heute schon Rüstungsausgaben in Höhe von 43,23 Milliarden Euro vor.
Wir fordern: Abrüsten statt aufrüsten!

Link: [1]


11. Neue Homepage www.umwelt-militär.info

Frankfurt/M. Kürzlich wurde die neue Homepage www.umwelt-militär.info
freigeschaltet, die auch eine wichtige Ergänzung unser Aktivitäten
darstellt. Die systematische Darstellung von Umweltthemen im Kontext des
Militärs ergibt sich vor allem aus Entwicklungen in der Militärregion
Kaiserslautern, weshalb die neue Homepage auch schwerpunktmäßig darauf
Bezug nimmt. Umweltfragen werden von der dortigen Initiative "Entrüstet
euch" verstärkt angegangen zur Vernetzung mit regionalen Bürgerinitiativen.
Umweltfragen spielen für die gesamte Friedensbewegung zunehmend eine
strategische Rolle zur Vernetzung.


12. Manfred Berndt gestorben

Bremen. Manfred Berndt, ehemaliger Landesvorsitzender der Deutschen
Friedens-Union in Bremen und langjähriges Mitglied des
DFU-Bundesvorstandes, ist am Neujahrstag im Alter von 79 Jahren in Bremen
gestorben. Manfred Berndt war auch an der Gründung des Bremer
Friedensforums beteiligt. Über viele Jahre hat er eine wichtige Rolle in
den außerparlamentarischen Bewegungen Ende der 1960er, der 1970er und
1980er Jahre in unserer Stadt eingenommen, für Frieden und Abrüstung, für
reale Demokratie und soziale Gerechtigkeit, für internationale Solidarität
mit Vietnam und Chile, gegen die Notstandsgesetze und Berufsverbote und
gegen das Erstarken des Revanchismus und Neonazismus...


13. Bremer Friedensforum im Netz

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News aus Bremen gibt es auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


14. Weitere Termin

• Mittwoch, 9. Januar, 19:30 Uhr, Union Brauerei, Theodorstraße 12-13
(Sudhaus), 28217 Bremen (-Walle), Aktionsgruppe "Frieden" der
Sammlungsbewegung #Aufstehen Bremen

• Donnerstag, 10. Januar 19:30 Uhr, DGB-Haus, Bahnhofsplatz 22/28,
28195 Bremen, Veranstaltung zu Ehren der Verteidiger der Bremer
Räterepublik: "Was folgt aus dem Scheitern der Bremer Räterepublik" mit
Rolf Becker (Schauspieler), Prof. Dr. Jörg Wollenberg und Dr. Karl-Heinz
Roth und dem Buchtstraßenchor

• Samstag, 12. Januar, 12:00 bis 13:00 Uhr, Mahnwache Amnesty
International zwischen Dom und Rathaus "Guantanamo wird 17 Jahre alt!" Noch
immer sitzen 40 Menschen, die meisten ohne Anklage, geschweige denn
Gerichtverfahren oder Verurteilung in Guantanamo. Treffpunkt um 11:30 Uhr
im AI-Büro, wer möchte, zieht sich einen orangefarbenen Overall an und
zieht sich eine schwarze Kapuze über den Kopf.

• Mittwoch, 16. Januar, 19:00 Uhr, Bürgerhaus Vahr, Berliner Freiheit
10, 28327 Bremen, Dritte Vollversammlung von #Aufstehen Bremen mit Sevim
Dagdelen

• Freitag, 18. Januar, 19:00 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, 28203
Bremen, Kerem Schamberger und Michael Meyen: "Die Kurden. Ein Volk zwischen
Unterdrückung und Rebellion"

• Samstag, 19. Januar, 15 Uhr im Helene-Kaisen-Nachbarschaftshaus,
Beim Ohlenhof 10, (Institutszimmer), 28237 Bremen,
Jahresauftaktveranstaltung VVN-Bund der Antifaschisten mit Kaffee, Tee,
Kuchen und Keksen. Angela Piplak (Kulturhaus Brodelpott) wird Bilder und
Tonaufnahmen von Horst Hackenbroich nahebringen. Er gehörte zu den
Befreiern des KZ Buchenwald.

• Montag, 21. Januar, 18:30 Uhr, Universität Bremen, Bibliothekstraße
5, MZH 1460, 28359 Bremen, Cyberpeace-Cafe: Einfluss der Künstlichen
Intelligenz als Cloud Service auf Gesellschaft und Militär, Referent:
Arkadi Schelling (Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Fachbereich 3)

• Donnerstag, 24. Januar, 19:00 Uhr, Gemeindezentrum Zion, Kornstraße
31, 28201 Bremen, Ass. Prof. Abed Schokry aus Gaza: "Leben und Erleben in
Gaza"

• Freitag, 25. Januar, 19:30 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, 28203
Bremen, Prof. Dr. Lankau, Kein Mensch lernt digital oder: Wem nützt die
Digitalisierung im Unterricht?

• Samstag, 2. Februar, Mainz, 11:00 bis 17:00 Uhr, Rathaus,
Valencia-Zimmer (EG), Jockel-Fuchs-Platz 1, 55116 Mainz, Aktionskonferenz
"Yes, we can: Atomwaffenverbot durchsetzen geht nur mit uns!" [3]

• Sonntag, 3. Februar, 11:00 Uhr, Haupteingang Waller Friedhof,
Gedenkgang zu Ehren der Verteidiger der Bremer Räterepublik

• Sonntag, 10. Februar, Frankfurt/Main, 11:00 bis gegen 17:30 Uhr, DGB
Frankfurt, Wilhelm-Leuschner-Straße 69/77 (Nähe Hauptbahnhof), 2.
Aktionskonferenz von "abrüsten statt aufrüsten"

• Montag, 25. Februar, 19:00 Uhr, Villa Sponte, Osterdeich 59b, 28203
Bremen: Inge Günther: "Im Herzen des Konflikts. Ein Rückblick auf 20 Jahre
als Korrespondentin in Jerusalem"

• Mittwoch, 27. Februar, 19:30 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, 28203
Bremen, Prof. Dr. Nico Paech, Oldenburg: "Umweltzerstörung - Kriegsgefahren
- Nachhaltigkeit" - 

Der Klimawandel, Schuldenkrisen, die Verknappung jener Ressourcen, auf
deren kostengünstiger Verfügbarkeit das industrielle Wohlstandsmodell
bislang basierte, sowie Befunde der Glücksforschung zeigen, dass die
Wachstumsparty vorbei ist. Folglich sind die Möglichkeiten einer
Postwachstumsökonomie auszuloten. Demnach ist ein prägnanter Rückbau
geldbasierter Versorgungssysteme vonnöten. Suffizienz, moderne Subsistenz
und kürzere Versorgungsketten werden dann wichtige Gestaltungsoptionen
sein. Zudem ist die Postwachstumsökonomie durch Sesshaftigkeit
gekennzeichnet, also durch Glück ohne Kerosin. Die neoliberale
Wachstumsideologie hingegen verschärft den Kampf um die knapper werdenden
Ressourcen und befördert die Kriegsgefahren weltweit.

Niko Paech studierte Volkswirtschaftslehre, promovierte 1993, habilitierte
sich 2005, lehrt derzeit an der Universität Siegen im Bereich Plurale
Ökonomik. Seine Forschungsschwerpunkte umfassen insbesondere Klimaschutz,
Produktionswirtschaft, nachhaltiger Konsum, Ökologische Ökonomik,
Sustainable Supply Chain Management, Innovationsmanagement und
Postwachstumsökonomik.

Veranstaltung der MASCH in Kooperation mit dem Bremer Friedensforum

http://www.masch-bremen.de/

• Samstag, 20. April, 11:00 Uhr, Ostermarsch-Auftakt, Bremen,
Hauptbahnhof, 12:00 Uhr, Kundgebung Marktplatz

• 24. bis 30. Juni, Aktionswoche Stopp Air Base Ramstein 2019

https://www.ramstein-kampagne.eu/


Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße




Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung:

www.friedensratschlag.de/


15. In eigener Sache

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Verweise:

[1] https://abruesten.jetzt/2019/01/2019-03-23-bremenbremer-friedensforum-unterstuetzt-demonstration-die-stadt-muss-allen-gehoeren/

[2] http://nahost-forum-bremen.de/?ai1ec_event=leben-und-erleben-in-gaza&instance_id=370

[3] http://www.atomwaffenfrei.de/home/artikel/a0d9ed5a6949d80c84b470ea035ba05b/komm-zur-aktionskonferenz-2019-in-mainz.html

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 1 vom 6. Januar 2019

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/198: Hamburg - Schulden besser in den Griff bekommen, Termine in der Verbraucherzentrale Januar 2019


Verbraucherzentrale Hamburg

Schulden besser in den Griff bekommen

Kostenlose Infoveranstaltungen in der Verbraucherzentrale



Droht die Pfändung von Lohn oder Gehalt, die Sperrung des Kontos oder steht
der Gerichtsvollzieher vor der Tür, wissen viele keinen Ausweg mehr. Wie
die finanzielle Krisensituation am besten gemeistert werden kann, erfahren
Betroffene immer montags in einer kostenlosen Infoveranstaltung der
Verbraucherzentrale.

Überschuldung kommt in allen gesellschaftlichen Gruppen und sozialen
Schichten vor. Die Ursachen können vielfältig sein: Oftmals sind es
unvorhergesehene Ereignisse oder plötzlich veränderte Lebenssituationen.
Wer Geldprobleme hat, sollte den Tatsachen ins Auge blicken und schnell
handeln. So können zusätzliche Mahngebühren, weitere Zinsen für Kredite
oder versäumte Einspruchsfristen vermieden werden. Die Schuldnerberater der
Verbraucherzentrale helfen, Ängste abzubauen, zeigen realistische
Möglichkeiten auf dem Weg in die Schuldenfreiheit auf und geben einen
Überblick über den Ablauf sowie über die Rechte und Pflichten im
Verbraucherinsolvenzverfahren.

Die nächsten Termine:

Montag, 07. Januar 2019, 16.30 bis 18.00 Uhr

Montag, 14. Januar 2019, 11.00 bis 12.30 Uhr

Montag, 28. Januar 2019, 11.00 bis 12.30 Uhr

Referenten: 

Joachim Dziennus oder Michael Thiermann, Schuldner- und Insolvenzberater

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg, Kirchenallee 22 (Ecke Ernst-Merck-Straße)

Kosten: unentgeltlich

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich!

Die
Verbraucherzentrale Hamburg ist als Schuldner- und Insolvenzberatungsstelle
offiziell anerkannt.

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8511: Und morgen, den 7. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.01.2019 bis zum 08.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8511 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Auf den Straßen und den Wegen

rinnt es, tropft es und es schauert

froschparcourshaft Pfützenregen

und Jean, der im Tiefschlaf kauert.
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/430: Martin Häusling zur EU-Agrarpolitik - "Wir brauchen eine Qualitätsoffensive"


Heinrich-Böll-Stiftung - 2. Januar 2019

"Wir brauchen eine Qualitätsoffensive"

Interview mit Martin Häusling von Inka Dewitz



Mit der EU-Agrarpolitik werden jährlich fast 60 Milliarden Euro für die
europäische Landwirtschaft ausgegeben. Obwohl sie eng mit dem Schutz von
Umwelt und Natur verwoben ist fließt das Geld der EU kaum in diese
Bereiche. Im Interview ordnet Agrarexperte Martin Häusling die Gemeinsame
Agrarpolitik der EU-Staaten ein.


Was sind die Ziele der EU-Agrarpolitik?

Die 1957 im Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
in Artikel 39 proklamierten Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik finden sich
bis heute unverändert auch im 2009 in Kraft getretenen Vertrag über die
Arbeitsweise der Europäischen Union. Diese Ziele sind die Steigerung der
Produktivität der Landwirtschaft durch Förderung des technischen
Fortschritts, die Gewährleistung einer angemessenen Lebenshaltung der in
der Landwirtschaft Tätigen durch die Steigerung der Produktivität, die
Stabilisierung der Märkte, die Sicherstellung der Versorgung der
Bevölkerung und die Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen.
Allerdings haben sich die Gewichte dieser Ziele im Zeitablauf verschoben
und es kamen neue dazu.

Wie hat sich diese Politik über die Zeit verändert?

Die GAP hat in den letzten Jahren eine zunehmende "Marktorientierung"
erfahren, das heißt, direkte Eingriffe und direkte gekoppelte Zahlungen
wurden immer mehr zurückgefahren. Ein wesentliches Instrument der GAP war
zunächst die Preispolitik - garantierte Preise für Erzeuger ohne Begrenzung
der Produktion. Dann kam eine Phase, in der die Reduzierung der
Überschussproduktion eine große Rolle spielte, bis hin zu
Flächenstilllegungen. Seit der Jahrhundertwende spielen zwei gegensätzliche
Aspekte eine große Rolle in der GAP. Einerseits die Förderung der
Produktion, die ab 2006 zunehmend nicht mehr an bestimmte Tiere oder
Feldfrüchte gekoppelt, sondern nur noch über die Fläche gezahlt wird -
erste Säule "Direktzahlungen". Als "Einkommensausgleich" im Verhältnis zum
Weltmarktpreis bezeichnet, fördert diese die intensive rationalisierte
Produktion mit dem Ziel der Steigerung von Exporten.

Das steht im Widerspruch zu den ökologischen Zielen der EU.

Ja. Seit 2003 kommen mehr und mehr die Aspekte Umwelt und Nachhaltigkeit
sowie die Entwicklung der ländlichen Räume zur Zielsetzung hinzu - die so
genannte zweite Säule "Ländliche Entwicklung". Die zweite Säule ist dabei
aber von Anfang an finanziell deutlich schlechter ausgestattet worden.
Hinzu kommt, dass die Förderung der Produktion in der ersten Säule die
Bemühungen um mehr Umwelt- und Ressourcenschutz sowie ländliche
Entwicklung, die mit Mitteln der zweiten Säule gefördert werden,
konterkariert. Mit anderen Worten: Es wird zweimal Geld ausgegeben - in
gegensätzlicher Richtung.

Die EU-Kommission ist gerade dabei die EU-Agrarpolitik zu überarbeiten.
Welche Änderungen sind schon jetzt absehbar und bieten die bislang
bekannten Elemente einer neuen GAP auch eine Chance?

Mit der letzten GAP Reform von 2014 hat die EU-Kommission versucht, einer
steigenden Kritik an der Umweltverträglichkeit der GAP zu begegnen. Rund
30% der Direktzahlungen wurden ab 2015 nur dann ausgezahlt, wenn bestimmte
"Greening"-Maßnahmen eingehalten werden. Dabei galten ökologisch
wirtschaftende Betriebe per se als "gegreent". Das Greening bestand aus
drei Teilbereichen. Fruchtartendiversifizierung, Dauergrünlanderhalt und
Mindestanteil von 5 % ökologischen Vorrangflächen, abgekürzt öVf.

Die beschlossenen Vorgaben waren allerdings ökologisch nicht besonders
ambitioniert: Die sogenannte "Fruchtartendiversifizierung" musste sich
nicht an der guten fachlichen Praxis für eine ausgewogene Fruchtfolge, zum
Beispiel zB. Wechsel von humuszehrenden und humusmehrenden Pflanzen)
orientieren, so waren Monokulturen weiterhin möglich. Die 5 Prozent
ökologischen Vorrangflächen reichen für die Vernetzung von Habitaten bei
weitem nicht aus und die Regeln zur Erhaltung des Dauergrünlands, die vor
allem dem Klimaschutz dienen sollten, haben eine Welle des Grünlandumbruchs
vor Einführung der neuen Regeln in Europa und Deutschland nach sich
gezogen. Außerdem wurden große Spielräume zur nationalen Ausgestaltung des
"Greenings" ermöglicht. So hatte Deutschland beim Anbau von
Zwischenfrüchten, welcher auf die Fläche der öVf angerechnet werden kann,
nicht nur den Einsatz von Mineraldünger sondern auch Pestiziden erlaubt.
Mehrere Gutachten (u.a. Uni Göttingen, Bundesamt für Naturschutz,
Europäischer Rechnungshof, Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung
zur Agrarpolitik) waren sich in der Bewertung dieser GAP-Reform darüber
einig, dass sie die beabsichtigten Fortschritte in Sachen Nachhaltigkeit
und Klimaschutz nicht erreichen konnte.

Trotz weiterer massiver Kritik seitens der Europäischen Umweltverbände und
auch als Rückmeldung aus einer groß angelegten Online-Umfrage der EU-
Kommission, hat die Kommission mit dem von ihr im Juni vorgelegten
Vorschlag zur erneuten Reform für die GAP ab 2020 auf ganzer Linie
enttäuscht.

Insektensterben und Klimawandel sind in aller Munde, doch bisher leistet
die GAP kaum etwas, um die Landwirtschaft nachhaltig zu gestalten. Wird das
mit der Überarbeitung besser?

Leider nein. Rhetorisch hören sich die Schlagworte der neuen GAP, wie
"ergebnisorientiert" und "an Zielen ausgerichtet" und "neue Grüne
Architektur" zwar gut an, jedoch verschiebt die Kommission in ihrem
Vorschlag fast alle Konditionen der Ausgestaltung in die Verantwortung der
Mitgliedstaaten. Diese sollen sogenannte "Strategiepläne" erstellen. Dies
stellt eine Renationalisierung der GAP dar und so die Einheitlichkeit der
europäischen Agrarpolitik in Frage. Außerdem führt es zu einem Wettlauf
nach unten. Wenn jedes einzelne Umweltziel über flächendeckend messbare
Indikatoren überprüft werden soll, ist das zum einen bei der jeweils
national zu erstellenden Liste und später zu Überprüfenden Erfüllung der
Ziele ein ungeheurer Aufwand. Zum anderen gibt es für viele Umweltziele gar
keine flächendeckend einheitlich messbaren Faktoren. Belastbare
Untersuchungen beispielsweise zur Biodiversität oder zur Bodenfruchtbarkeit
sind kurzfristig für die Überprüfung von Zahlungsansprüchen nicht mit
angemessenem Aufwand durchführbar. Darüber hinaus sind die Mitgliedstaaten
nicht dafür bekannt, dass sie hohe Ambitionen zu Umweltverträglichkeit,
Klimaschutz und Tierschutz entwickeln, ohne dass sie von EU-Ebene aus dazu
verpflichtet werden.

Wie könnte eine völlig von existierenden Strukturen unabhängige, neue
GAP aussehen, die Bauern und Umweltschützer unterstützt und von der wir
Konsumenten profitieren?

In einem Standpunktpapier von 2017 habe ich so eine Version schon einmal in
Ansätzen beschrieben: Wir brauchen in Europa eine ökologisch nachhaltige,
ressourcenschonende und tiergerechte Landwirtschaft, die sich auf ihre
eigenen Stärken und wo immer möglich auf die eigenen lokalen Verarbeiter
und Märkte besinnt. Öffentliche Gelder wirklich sinnvoll für öffentliche
Leistungen auszugeben, muss in Zukunft bedeuten, dass diese nicht
zusätzlich sondern nur noch für Umwelt-, bzw. Klima- oder Gewässerschutz
sowie für Tierschutz und für sinnvolle strukturelle Investitionen in die
ländliche Wertschöpfung bezahlt werden. Betriebe, die sich nicht auf dieser
Basis entwickeln, müssen ohne Steuergelder auskommen, denn eine
Unterstützung wäre durch nichts gerechtfertigt.

Komplexe Modelle und Systeme mit vielen messbaren Faktoren als
Nachhaltigkeitsanzeiger mögen für wissenschaftliche Erkenntnisse oder
industrialisierte Prozesse in der Lebensmittelverarbeitung sinnvoll sein.
Für die praktische Landwirtschaft sind sie eher ungeeignet. Da ihre
Einhaltung als Gegenleistung für einen Zahlungsanspruch im Detail
kontrolliert werden muss, erzeugt man nur erneut einen Supergau aus
Auflagen und Kontrolle. Besonders effizient wäre es daher, wenn zur
Orientierung an höchsten Ansprüchen der ökologischen, tiergemäßen und
regionalökonomischen Wirksamkeit das System gewählt wird, welches diese
Ansprüche als Konzept mit einem einmaligen Kontrollvorgang überprüft. Der
Ökolandbau bietet heute schon bei fast allen Faktoren für ein nachhaltiges
Agrar- und Ernährungssystem große Vorteile gegenüber der jetzigen
konventionellen Bewirtschaftung. Dies hat der Rat für Nachhaltige
Entwicklung in Deutschland in seiner Empfehlung "Gold-Standard Ökolandbau:
Für eine nachhaltige Gestaltung der Agrarwende" schon 2011 festgestellt.
Vor allem aber ist der ökologische Landbau in ganz Europa und auch darüber
hinaus schon als kontrollfähiges System etabliert und es existieren
weitentwickelte Handelsrahmenbedingungen. Beides müsste man für ein
komplett neues ökologisch orientiertes Direktzahlungssystem auf Grundlage
einzelner zu erfüllender Faktoren erst schaffen - und das parallel zum
schon existierenden System Ökolandbau. Ich halte es volkswirtschaftlich und
administrativ für deutlich sinnvoller, den Ökolandbau als Premium-Paket für
das Prinzip "öffentliche Zahlungen für öffentliche Güter" zu wählen.
Darunter kann es dann weniger anspruchsvolle Standards geben, bis zu einer
Produktion, die zwar gesetzliche Mindestauflagen einhält, aber dafür keine
öffentlichen Gelder erhält, weil keine zusätzlichen öffentlichen Leistungen
erbracht werden.

Warum tut sich die EU Kommission so schwer, sich für eine
umweltfreundliche, sozial verträgliche und tiergerechte Europäische
Landwirtschaft zu entscheiden?

Europa folgt seit vielen Jahren einem neoliberalen Kurs der insbesondere in
der Agrarproduktion sehr stark auf Mengenproduktion und auf Export setzt.
Das wird durch die Auswahl der Kommissionsmitglieder genauso stark
gesteuert, wie durch die überwiegend neoliberalen Regierungen der
Mitgliedstaaten und die politischen Mehrheiten im EU-Parlament. Hinzu kommt
eine extrem starke Lobby im Agrar-und Lebensmittelbereich - Düngemittel -
und Pestizidindustrie, Futtermittelindustrie, hoch technisierte
Lebensmittelindustrie - deren Geschäftsmodelle zum Teil durch ökologischere
Landwirtschaftspraktiken schmerzlich geschmälert oder verkompliziert
würden. Sich mehr auf die innereuropäischen regionalen Märkte auszurichten
mag in schönen Broschüren zum ländlichen Raum ein Thema sein, wirklich cool
finden das die meisten Entscheider auf EU- und Mitgliedstaatenebene
allerdings bisher nicht. Für viele Politiker ist der sogenannte "freie
Weltmarkt", auf dem man sich tummeln will, nach wie vor Ziel und eine
unumstößliche Glaubenswahrheit.

Welchen Einfluss hat die bisherige GAP in Bezug auf die Landwirtschaft
in anderen Regionen der Welt und die globalen Agrar-Handelsbeziehungen und
wo könnte eine nachhaltige GAP für Europa auch in den internationale
Agrarbeziehungen neue Akzente setzen?

Europa - allen voran Deutschland - produziert, vor allem Milch und Fleisch
für den Export. Überwiegend ist das Massenware. Die wichtigsten regionalen
Absatzmärkte für europäisches Milchpulver sind zum Beispiel der Nahe Osten
und Nordafrika, gefolgt von Ostasien und Afrika südlich der Sahara, vor
allem Westafrika. Mit den aus dem billigen, importierten Magermilchpulver
hergestellten Produkten können einheimische Produzenten nicht konkurrieren.
Der Aufbau einer eigenen Molkereiwirtschaft, die die Produkte einheimischer
Erzeuger abnimmt, wird so im Keim erstickt oder im Nachhinein zerstört.
Eine ähnliche Entwicklung nahm auch die Geflügelproduktion Westafrikas, die
durch importierte europäische Geflügel-Billigteile lahmgelegt wurde.

Den europäischen Erzeugern bringt die Massenproduktion von
Hähnchenproduktion oder Milch aber ebenfalls kein existenzsicherndes
Einkommen: An einem Masthähnchen verdienen die Erzeuger nur zwischen 10 und
20 Cent; die Milch wird in Europa nur in Ausnahmefällen und im Biobereich
teolweise noch kostendeckend produziert. Profiteur ist allein der Handel.

Die Futtermittel für diese Überproduktion kommen aus Südamerika, wo für den
Gensojaanbau nicht nur Regen- und Trockenwälder vernichtet werden, sondern
auch Glyphosat-Wüsten entstehen und Landbewohner vertrieben und/oder
vergiftet werden.

Worauf wir in Europa - und weltweit - setzen müssen, ist eine nachhaltige,
ressourcenschonende und tiergerechte Landwirtschaft, die sich auf ihre
eigenen Stärken und wo immer möglich auf die eigenen lokalen Verarbeiter
und Märkte besinnt. Mehr regionale Produktion, mehr regionales Handwerk,
mehr regionaler Handel. Das generiert auch mehr Wertschöpfung vor Ort.
Welchen Sinn macht es, Milch und Fleisch oder Äpfel und Birnen in beide
Richtungen über den Atlantik zu handeln? Wir brauchen eine
Qualitätsoffensive statt eine Exportoffensive!




Martin Häusling





Martin Häusling ist gelernter Agrartechniker und betreibt zusammen mit
 seinen Söhnen einen landwirtschaftlichen Familienbetrieb. Sein
 Kellerwaldhof wird seit 1988 nach Bioland-Richtlinien bewirtschaftet und
 stellt seit 1999 eigenen Käse her.



Von 2003 - 2009 war er Mitglied des Hessischen Landtages,
 fachpolitischer Sprecher für Landwirtschaft, Europa, Verbraucherschutz
 sowie ländliche Räume und Gentechnik. Mit der Europawahl vom 7. Juni 2009
 wurde Martin Häusling in das Europaparlament gewählt. Dort ist er
 Mitglied im EU-Agrarausschuss (AGRI) sowie Mitglied im EU-Umweltausschuss
 (ENVI) und der agrarpolitische Sprecher der Fraktion die GRÜNEN/EFA.




Der Agrar-Atlas 2019

Unökologisch, ungerecht und nicht an den Wünschen der Bürgerinnen und
Bürger orientiert - so präsentiert sich die gemeinsame Agrarpolitik der EU
seit Jahrzehnten. Auch die alle sieben Jahre stattfinden Reformen ändern
daran bislang nichts. Der neue Agrar-Atlas der Heinrich-Böll-Stiftung
zeigt, wie Klima, Artenvielfalt und die bäuerliche Landwirtschaft unter der
heutigen Agrarpolitik leiden.

Das muss nicht so sein, denn der Agrar-Atlas zeigt auch, dass es viele gute
Strategien, politische Ideen und ausreichend Geld gibt, um Klima- und
Naturschutz, eine bessere Tierhaltung und eine vielfältige bäuerlichen
Landwirtschaft in Europa zu erhalten. Um das zu erreichen müssen die
Menschen in Europa verstehen, dass Agrarpolitik nicht nur für Bäuerinnen
und Bauern wichtig ist sondern für alle.

Der Argar-Atlas 2019 kann hier bestellt oder heruntergeladen werden:

https://www.boell.de/de/2018/12/20/agrar-atlas-daten-und-fakten-zur-eu-landwirtschaft?dimension1=division_iap



Dieser Artikel steht unter einer Creative Commons Lizenz (CC BY-SA 4.0):

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de


URL des Artikels auf der Homepage der Heinrich-Böll-Stiftung: 

https://www.boell.de/de/2019/01/02/wir-brauchen-eine-qualitaetsoffensive-statt-eine-exportoffensive?dimension1=startseite

 * 

Quelle:

Heinrich-Böll-Stiftung e.V.

Schumannstraße 8, 10117 Berlin

Telefon: +49 (30) 285 34-0, Fax: +49 (30) 285 34-109

Email: info@boell.de

Internet: www.boell.de
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TALK/1627: rbb-Inforadio - Erwartungen an Deutschlands Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, 13.01.2019 (DGVN)


Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Im Kreis der Mächtigen: Erwartungen an Deutschlands Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

rbb-Inforadio am 13. Januar in der Sendereihe "Das Forum" ab 11:05 Uhr



Mit Beginn des Jahres 2019 zieht Deutschland ein weiteres Mal für zwei
Jahre in den UN-Sicherheitsrat ein, das wichtigste Gremium der Vereinten
Nationen. Der Rat trägt die Hauptverantwortung für die internationale
Sicherheit und die Wahrung des Weltfriedens. Er kann weitreichende
Maßnahmen ergreifen, bis hin zum Einsatz militärischer Mittel - allerdings
nur, wenn keins der fünf ständigen Mitglieder USA, Russland, China,
Großbritannien und Frankreich dagegen stimmt.

Deutschland will sich vor allem für die Verhütung von Krisen und
Konflikten, den Kampf gegen den Klimawandel und den Schutz der
Menschenrechte einsetzen. Doch wie viel Einfluss hat Deutschland
tatsächlich? Und ist der Sicherheitsrat in seiner jetzigen Form überhaupt
noch auf der Höhe der Zeit?

Die Herausforderungen sind groß. Syrien, Jemen, Zentralafrikanische
Republik und Ukraine sind nur einige der Krisen, zu denen Deutschland sich
auf internationaler Bühne positionieren muss. Gleichzeitig wird das
multilaterale System selbst immer stärker hinterfragt. Welchen Beitrag kann
Deutschland in diesem Rahmen also zum Frieden und zur internationalen
Sicherheit leisten?

Darüber diskutiert Dietmar Ringel (Inforadio-rbb) mit Annalena Baerbock
(Vorsitzende Bündnis 90/Die Grünen), Detlef Dzembritzki
(DGVN-Vorsitzender), Prof. Dr. Beate Rudolf (Direktorin des Deutschen
Instituts für Menschenrechte), Prof. Dr. Johannes Varwick (Universität
Halle) und dem Publikum.

Die Podiumsdiskussion wird aufgezeichnet und am 13. Januar in der Sendereihe
"Das Forum" im RBB ausgestrahlt.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Zimmerstraße 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 25 93 75 - 0, Fax: +49 30 25 93 75 - 29

E-Mail: info@dgvn.de

Internet: www.dgvn.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8938: Aus aller Welt - 06.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



König von Malaysia gibt seinen Thron auf

Malaysias König Sultan Muhammad V. hat ohne Angabe von Gründen
überraschend abgedankt. In einer am Sonntag veröffentlichten
Stellungnahme des Palastes hieß es lediglich, er wolle sich in sein
heimatliches Sultanat Kelantan im Norden des Landes zurückziehen. Der
Monarch war nach einer zweimonatigen medizinischen Behandlung im
Ausland erst kürzlich nach Malaysia zurückgekehrt. Während seiner
Abwesenheit soll der 49jährige die ehemalige russische
Schönheitskönigin Oksana Voevodina in Barwicha in der Oblast Moskau
geheiratet haben. Eine offizielle Bestätigung für die Hochzeit gibt
es nicht. Es kursieren aber Fotos von dem Brautpaar im Internet. Es
ist das erste Mal seit der Unabhängigkeit Malaysias von
Großbritannien 1957, daß in dem mehrheitlich muslimischen Land in
Südostasien ein König abdankt. Malaysia ist eine Wahlmonarchie, die
neun Sultane wählen alle fünf Jahre einen der Ihren zum
Staatsoberhaupt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8938: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schießerei in Köln

Nach den Schüssen in der Nähe des Kölner Hauptbahnhofs am
Freitagnachmittag haben Unbekannte am Freitagabend mehr als ein
Dutzend Kugeln auf eine Spielhalle im Stadtteil Buchheim abgefeuert.
Einige Projektile durchschlugen die Glasscheiben des Spielsalons.
Nach Angaben der Polizei hielten sich dort zur Tatzeit bis zu 20
Gäste auf. Verletzt wurde niemand. Die Hintergründe sind noch
unklar. Die Ermittler prüfen, ob es einen Zusammenhang zwischen
beiden Fällen gibt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8935: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wie weiter in Syrien? - Generäle erörtern Lage im Bürgerkriegsland

Der Generalstabschef der russischen Streitkräfte, Valeri Gerassimow,
und der Vorsitzende des US-Generalstabs, Joseph Dunford, haben am
Freitag in einem Telefongespräch die Situation im Bürgerkriegsland
Syrien erörtert. Wie die Nachrichtenagentur TASS am Samstag unter
Berufung auf das Verteidigungsministerium in Moskau mitteilte,
tauschten sich die Gesprächspartner über den Kampf gegen den IS und
andere wichtige Fragen von gemeinsamem Interesse aus. Beide Seiten
betonten, daß es wichtig sei, die bestehenden Kommunikationskanäle zu
erhalten. Im Dezember hatte Rußland den USA vorgeschlagen, seine
Militärbasis in der südostsyrischen Stadt Al Tanf zu räumen und
statt dessen eine gemeinsame russisch-amerikanische Kontrolle über die
Zone einzuführen. Washington ignorierte das russische Angebot. Auf
ihrer Basis in Al Tanf an der syrische-irakischen Grenze bildet die
US-Armee angeblich Kämpfer der von ihr unterstützten Rebellengruppen
aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8937: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Debatte über Kanzlerkandidatur: Olaf Scholz kann nicht widerstehen

Daß seine Partei in der Wählergunst inzwischen auf 15 Prozent
gesunken ist, hält Finanzminister Olaf Scholz nicht davon ab, sich in
die Debatte über die Nachfolge von Kanzlerin Angela Merkel
einzubringen. In einem Gespräch mit der Bild am Sonntag erklärte der
Vizekanzler, daß er sich das Amt zutraue. Er räumte aber auch ein,
daß diese Frage heute nicht anstehe. Das meint auch SPD-Vizechef Ralf
Stegner, einer der prominentesten Wortführer des linken
Parteiflügels. Er halte die Diskussion für verfrüht, sagte der Kieler
Politiker dem Handelsblatt mit Blick auf die noch nicht einmal
richtig begonnene programmatische Erneuerung der SPD. Aus Stegners
Sicht wäre es zudem angemessener, wenn sich verschiedene Kandidaten
mit unterschiedlichem Profil einem innerparteilichen Wettbewerb und
einem Mitgliedervotum über die Kanzlerkandidatur der SPD stellen
würden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8936: Tragisches und Kurioses - 06.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Drei Tote bei Hausbrand in Nordostspanien

Bei einem Brand in einem zehnstöckigen Wohngebäude in der
katalanischen Industriestadt Badalona etwa zehn Kilometer nordöstlich
von Barcelona sind am Samstag drei Menschen ums Leben gekommen und
weitere 16 verletzt worden. Ein zwei Monate altes Baby sowie zwei
Männer, die in die Tiefe gesprungen seien, um dem Feuer zu entkommen,
erlitten lebensgefährliche Verletzungen, teilte die Feuerwehr mit,
die nach einem dreistündigen Einsatz die Flammen gelöscht hatte. Die
Brandursache war zunächst unklar. Die Stadtverwaltung rief eine
dreitägige Trauer aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8021: Aus Forschung und Technik - 06.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Große Kollision der Milchstraße mit einer Nachbargalaxie

Die Magellansche Wolke befindet sich auf Kollisionskurs mit unserer
Milchstraße. In etwa 2,4 Milliarden Jahren wird es soweit sein. Das
zeigen die kürzlich im Fachblatt "Monthly Notices of the Royal
Astronomical Society" veröffentlichten Simulationsrechnungen
britischer Forscher der Universität Durham. Das Astronomenteam um
Marius Cautun hält es für möglich, daß bei der Verschmelzung der
beiden Galaxien unser Sonnensystem aus seiner Bahn katapultiert wird.
Eine Gaswolke, die durch die Anziehungskraft unserer Heimatgalaxie
aus der Magellanschen Wolke herausgerissen wurde, ragt demnach
bereits in die Scheibe der Milchstraße hinein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8034: Aus aller Welt - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezuelas Präsident Maduro vor zweiter Amtszeit

Venezuelas Präsident Nicolás Maduro hat die von Teilen der Opposition
boykottierten Präsidentschaftswahlen im Mai 2017 gewonnen. Am
Donnerstag dieser Woche tritt er zu seiner zweiten sechsjährigen
Amtszeit an. Das von der Opposition kontrollierte Parlament will die
Legitimität der erneuten Präsidentschaft Maduros nicht anerkennen und
strebt eine Übergangsregierung sowie Neuwahlen an. Das
Abgeordnetenhaus in Caracas ist allerdings nicht mehr höchstes
Staatsorgan, nachdem Maduro wegen Unregelmäßigkeiten bei der
Mandatsvergabe einen Verfassungskonvent wählen ließ.

Das sozialistische Venezuela steht unter starkem politischen,
wirtschaftlichen und militärischen Druck des Auslands, vor allem der
Nachbarländer Kolumbien und Brasilien, die darin von den USA
unterstützt werden. Washington strebt offen einen Sturz der Regierung
Maduro an. Das würde das Ende der von Präsident Hugo Chávez
begonnenen bolivarischen Revolution in dem südamerikanischen Land
bedeuten. Zwölf lateinamerikanische Länder und Kanada haben erklärt,
daß sie die Legitimität einer zweiten Amtszeit von Maduro nicht
anerkennen werden.

Venezuela verfügt über die größten Ölressourcen der Welt. Mit dem
Ölexport konnte die Regierung unter Chávez ihre Sozialprogramme
finanzieren. Das wurde mit dem Rückgang der Ölpreise immer
schwieriger. Die auf Importe angewiesene Wirtschaft des Landes brach
unter dem Druck innerer Kräfte und ausländischer Sanktionen ein.
Inzwischen hat die Krise im Land rund 2,3 Millionen Menschen in die
Flucht getrieben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7993: Medizin und Gesundheitswesen - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Fall in Schweden

Während in Afrika die Menschen an dem hämorrhagischen Fieber Ebola
sterben, wähnen sich die Menschen hier sicher vor der Todesseuche.
Das könnte ein fataler Irrtum sein. Offenbar gibt es in Schweden
einen Ebola-Fall. Derzeit wird ein Mann wegen Verdachts auf Ebola in
der Klinik für Infektionskrankheiten des Universitätskrankenhauses
von Uppsala behandelt. Das teilten die Gesundheitsbehörden laut
Deutschem Ärzteblatt mit. Ob es sich dabei tatsächlich um das
hochansteckende Fieber handelt, sollen Tests klären. Allerdings
sprechen die Symptome - Blut spucken, blutiger Stuhl - für die sehr
oft tödlich verlaufenden Viruserkrankung. Angesteckt wird sich
der Mann auf einer Reise durch Burundi (grenzt am Kongo, wo gerade
ein Ebola-Ausbruch wütet) haben, von der er vor drei Wochen
zurückgekehrt ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8022: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Menschenhandel 2016

Das Uno-Büro für Drogen- und Verbrechensbekämpfung hat seinen Bericht
für 2016 vorgelegt. Demnach wurden damals rund 25.000 Menschen als
Opfer von Menschenhandel registriert. Innerhalb von fünf Jahren war
ihre Zahl um 39 Prozent gestiegen, soweit es die Daten jener 45
Länder betrifft, die seit 2007 systematisch Fallzahlen
veröffentlichen. 49 Prozent der Opfer von Menschenhandel waren Frauen
und 23 Prozent Mädchen. 83 Prozent der Frauen und 72 Prozent der
Mädchen wurden sexuell ausgebeutet. Verschleppte Männer wurden zu 82
Prozent als Zwangsarbeiter eingesetzt. Opfer von Menschenhandel
werden oft auch gezwungen, zu betteln oder sich Organe für
Transplantationen entnehmen zu lassen. Als Menschenhandel gilt die
Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherbergung oder Aufnahme von
Personen zum Zweck der Ausbeutung etwa durch Androhung oder Anwendung
von Gewalt oder anderen Formen der Nötigung, durch Entführung,
Betrug, Täuschung, Mißbrauch von Macht oder Ausnutzung besonderer
Hilflosigkeit. Nahezu jedes Land hat inzwischen eine Gesetzgebung,
welche diesen Menschenhandel kriminalisiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7945: Sprache, Kunst und Medium - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Sprunghafter Besucherzuwachs für den Louvre

So viele Besucher konnte der Pariser Louvre noch nie verbuchen. Wie
Direktor Jean-Luc Martinez bekanntgab, wurden trotz zeitweiliger
Schließungen des Kunstmuseums gut 10,2 Millionen Besucher gezählt. Das
waren etwa 25 Prozent mehr als im Jahr 2017. Der bisherige Rekord
wurde 2012 mit 9,7 Millionen Gästen aufgestellt.

Laut Deutscher Welle (DW) gab es mehrere Faktoren, die dazu
beigetragen hatten. Zum einen erlebte Paris nach der Verunsicherung
durch die Anschläge der letzten Jahre einen überraschenden
Touristen-Zustrom.

Gleichzeitig kamen zu der große Sonderausstellung mit Werken des
Malers Eugene Delacroix über eine halbe Million Besucher. Auch der im
Louvre produzierte Videoclip zum Song "Apeshit" mit Beyoncé und Rapper
Jay Z sorgte international für Aufsehen. Es darf nicht übersehen
werden, daß fast drei Viertel aller Louvre-Besucher Ausländer sind,
mit US-Amerikanern und Chinesen an der Spitze.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8012: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Marinemanöver von Iran und Rußland im Kaspischen Meer

Der Iran und Rußland werden demnächst bei einem gemeinsamen
Militärmanöver im Kaspischen Meer unter anderem taktisches Vorgehen,
Rettungseinsätze und Kampf gegen Piraten üben. Das meldete die
iranische Nachrichtenagentur Mehr am Sonntag unter Berufung auf den
iranische Kommandeur Hossein Chansadi. Dieser nannte keinen festen
Termin für den Beginn des Manövers. Beide Länder haben in den
zurückliegenden Jahren mehrere gemeinsame Militärübungen im
Kaspischen Meer abgehalten. Der Iran und Rußland gehören zu den
Anrainerstaaten des Binnengewässers.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8026: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland wäre bereit, weitere Bootsflüchtlinge aufzunehmen

Vor der Küste Maltas warten das unter niederländischer Flagge
fahrende Hilfsschiff Sea-Watch 3 und das Schiff Professor Albrecht
Penck der Regensburger NGO Sea-Eye darauf, die bereits im Dezember an
Bord genommenen insgesamt 49 Bootsflüchtlinge in einem Hafen in
Sicherheit bringen zu können. Die maltesischen und italienischen
Behörden lassen die Schiffe bislang nicht anlegen. Italiens
Außenminister Di Maio hat über Facebook erklärt, sein Land würde
Frauen und Kinder aufnehmen, wenn sie in Malta von Bord gingen.

Ein Sprecher des Bundesinnenministeriums signalisierte am Samstag die
Bereitschaft der Bundesregierung, Migranten im Sinne einer
gemeinsamen europäischen Verantwortung und Solidarität in Deutschland
aufzunehmen. Aber dafür müßten die geretteten Bootsflüchtlinge im
Rahmen einer breiten europäischen Verteillösung von mehreren Ländern
aufgenommen werden. Das hat die Bundesregierung auch gegenüber der
Europäischen Kommission erklärt. Mehrere deutsche Städte wären auch
ohne diesen Umweg bereit, Migranten von den Schiffen bei sich
unterzubringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7995: Tragisches und Kurioses - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



In Jena aufgetauchtes Flugblatt macht falsche Versprechungen

In der thüringischen Groß- und Universitätsstadt Jena ist am Sonnabend
ein Flugblatt aufgetaucht, das für diese Woche die kostenlose
Benutzung von Bahnen und Bussen im öffentlichen Nahverkehr verspricht.

Offenbar handelt es sich bei dem mit der Unterschrift von
Oberbürgermeister Thomas Nitzsche (FDP) versehenen Flyer aber um eine
Fälschung. So beeilte sich die Stadtverwaltung mitzuteilen, daß es
diese Aktion nicht gibt. Die Unterschrift sei gefälscht. Rechtliche
Schritte gegen die Urheber und Verbreiter der Flugschrift würden
geprüft.

Laut MDR aktuell wies die Stadt darauf hin, daß weiterhin jeder, der
im Nahverkehr ohne gültigen Fahrschein erwischt wird, als
Schwarzfahrer gilt.

6. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8023: Arbeit, Soziales und Familie - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Virulente Gelbwestenbewegung in Frankreich

Mitte November ist die Protestbewegung der sogenannten Gelbwesten in
Frankreich mit landesweit 282.000 Kundgebungsteilnehmern und
-teilnehmerinnen gestartet. Seitdem gingen die Menschen jede Woche
meist Samstags auf die Straße. Am vergangenen Wochenende wurden
landesweit rund 50.000 Gelbwesten gezählt. In Paris demonstrierten
rund 3500 Menschen, in Bordeaux 4600 sowie in Nantes, Rouen und
Toulouse jeweils rund 2000. Der Protest hatte sich anfänglich gegen
die Einführung einer Ökosteuer auf Benzin und Diesel gerichtet.
Inzwischen gilt er der Regierung und Präsident Macron sowie der
Berichterstattung über die Kundgebungen. Häufig kommt es bei den
Protestaktionen zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen
Aktivisten und Polizei. Letztere nahm am vergangenen Samstag in Paris
35 Personen in Gewahrsam. In Dijon, wo zwei Polizisten verletzt
wurden, wurden 25 Personen vorläufig festgenommen. Die nach den
gelben Warnwesten der Demonstranten benannte Bewegung organisiert
sich ad hoc über die sozialen Medien, oft ohne ihre Kundgebungen
vorab polizeilich anzumelden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8004: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Erdbeben erschüttert Brasilien und Peru

Der westbrasilianische Bundesstaat Acre an der Grenze zu Peru ist von
einem Erdbeben erschüttert worden. Das Beben der Stärke 6,8 soll sich
im Amazonasgebiet 89 Kilometer westlich der Stadt Tarauaca in einer
Tiefe von 575 Kilometern ereignet haben, teilte laut zdf.de die
Erdbebenwarte der Universität Brasilia mit. Daß es weder Opfer noch
schwere Schäden gab, lag nach Ansicht der Experten an der Tiefe des
Erdbebenherdes. Diese schwächte offenbar die Auswirkungen ab, ließ
aber die Erdbebenwellen bis nach Peru vordringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8011: Märkte und Finanzen - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



RWE will Methanol aus Kraftwerksabgasen synthetisieren

Der Essener Energiekonzern RWE Power wird in Kürze in Niederaußem
(Rhein-Erft-Kreis) mit der Synthese von Methanol aus dem im Rauchgas
des örtlichen Kraftwerks enthaltenen Kohlendioxid beginnen. Das
teilte das Unternehmen letzte Woche mit, wie die Westfälische
Rundschau berichtete. Für den Syntheseprozeß wird Wasserstoff
benötigt, der mit Hilfe des im Kraftwerk produzierten Stroms bei der
Elektrolyse von Wasser anfällt. Die Energiebilanz des Prozesses sieht
in etwa so aus, daß die bei der Verstromung von Braunkohle
freigesetzte Energie gebraucht wird, um die Verbrennung rückgängig zu
machen. Statt der Braunkohle kann anschließend wieder Methanol
verbrannt oder in der chemischen Industrie weiterverwendet werden.
Die Anlage in Niederaußem soll auf diese Weise an einem Tag 1,5
Tonnen Braunkohle in eine Tonne Methanol umsetzen. Im Prinzip könnte
auch grüner Strom eingesetzt werden, um den Klimaschaden zu
kompensieren, den Kohlekraftwerke verursachen. In dem Fall könnte das
Methanol zur Speicherung von Solarstrom und Windkraft dienen. Die EU
fördert das Projekt in Niederaußem mit fast neun Millionen Euro. RWE
betreibt die sieben aktiven Kraftwerksblöcke in Niederaußem mit
Braunkohle aus dem eigenen Tagebau Hambach. 2015 emittierte das
Kraftwerk mehr als 27 Millionen Tonnen CO2.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8027: Aus Forschung und Technik - 06.01.2019 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp ermöglicht unsichtbares Lesen von Meldungen

Und wieder eine Neuerung bei WhatsApp. Offenbar testet der
Messenger-Dienst gerade die Möglichkeit, daß User Status-Meldungen
versteckt mitlesen können. Allerdings stößt diese Möglichkeit bei
vielen Nutzern auf wenig Verständnis. Lebt doch die Kommunikation in
WhatsApp gerade davon, daß man Texte, Sprachnachrichten oder kurze
Filme verschickt und später überprüfen kann, ob das Gegenüber sich das
auch angeschaut hat. Laut der Online-Ausgabe des Fachmagazins
CHIP gibt es dafür aber eine einfache Erklärung. Da WhatsApp künftig
im Statusbereich Werbung schalten will, soll diese Ebene auch für all
jene attraktiver gemacht werden, die auch mal nur einen kurzen Blick
in die App werfen wollen. Wer trotzdem wissen will, wer alles in
seinen Meldungen herumstöbert, sollte laut CHIP Online mehrere Bilder
oder andere Meldungen hochladen. Denn die Unsichtbarkeitsfunktion
gilt nur für das aktuellste Status-Bild. Wer mehr sehen will, kann
die Unsichtbarkeitsfunktion nicht weiter nutzen.
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





RAUB/1178: Bauland - wirtschafts- oder überlebenswichtig ... (SB)




Der Onlinehandel verändert nicht nur das Einkaufsverhalten und die
Konsumgewohnheiten der Menschen, er führt auch zu neuen ökologischen Belastungen
wie dem mehrmaligen Versenden von Gebrauchsgütern insbesondere im
Bekleidungsgeschäft, wo bis zu 50 Prozent der Bestellungen an den Anbieter
zurückgeschickt werden und dann teilweise nicht mehr verkäuflich sind. Er
verändert aber auch den Straßenverkehr durch die Zunahme an motorisierter
Transportlogistik, läßt die Innenstädte durch die Ausdünnung des stationären
Einzelhandels veröden und strukturiert die Landschaft um.

Ein Beispiel für letzteres ist der Bau eines Rewe-Logistikzentrums im hessischen
Wetteraukreis. Auf einer landwirtschaftlich genutzten Fläche in der 40 Kilometer
nördlich von Frankfurt gelegenen Gemeinde Wölfersheim will der
Einzelhandelskonzern auf 30 Hektar besten Ackerbodens eine Lagerhalle errichten,
die nach ersten Planungen auf einer Grundfläche von 175 Meter Breite und 660
Meter Länge eine Höhe von bis zu 35 Metern erreichen soll. Angeblich sind für
die Halle inzwischen statt diesen 11,5 Hektar nur noch 8,5 Hektar geplant,
allerdings mit der Option auf weiteren Ausbau.

Für die von den KritikerInnen des Bauvorhabens beanstandete Flächenversiegelung
ändert das wenig. Der Bau eines Parkplatzes für 250 LKW und 500 PKW würde
ohnehin dazu führen, daß der wertvolle, höchste ackerbauliche Anforderungen
erfüllende Lößboden unter einer Asphaltdecke verschwindet. Hinzu kämen die
ökologischen Belastungen, die durch die für den Betrieb des Logistikzentrums
prognostizierten 1500 LKW- und 2000 PKW-Bewegungen täglich für die AnwohnerInnen
entständen.

Da allein in Hessen täglich drei Hektar Wiesen-, Wald- und Ackerfläche
insbesondere durch Bauvorhaben für Unternehmen belegt werden, handelt es sich
bei dieser Auseinandersetzung um ein lokales Geschehen von lediglich regionaler
Bedeutung. Die für die Verhinderung des Logistikzentrums eintretende BI Bürger
für Boden [1] kritisiert das intransparente Zustandekommen der Bauentscheidung
in der Wölfersheimer Gemeindevertretung ebenso wie die Änderung im Regionalen
Flächennutzungsplan, der das einst als Ackerland priorisierte Gebiet mit einem
Vorrang für Logistikbauten versehen hat, durch die Regionalversammlung des
Regierungspräsidiums Darmstadt.

Gegen letzteres hat inzwischen der BUND Klage erhoben, worüber demnächst am
Verwaltungsgericht Gießen verhandelt werden soll. Eine kurz vor Weihnachten
stattgefundene Veranstaltung zur Informierung der BürgerInnen wies, wie aus dem
Bericht der BI [2] zu dem Ereignis hervorgeht, alle Attribute moderner
Bürgerbeteiligungsverfahren auf, sprich der Befriedung und Unterdrückung des
sozialen Widerstandes. Indem die BI insbesondere das Argument der Zerstörung
landwirtschaftlich nutzbaren Bodens anführt, legt sie den Finger in eine Wunde,
die auch der Rewe-Konzern, der ausdrücklich mit der Vermarktung regional
erzeugter Lebensmittel praktisch frisch vom Acker wirbt, nicht schadlos
ignorieren kann.

Um deutlich zu machen, was die weitere Versiegelung der weltweit immer knapper
werdenden Ackerflächen bedeutet, hat Werner Ruf auf einer von ihm gepachteten
Fläche ein Gemeinschaftsprojekt ins Leben gerufen, bei dem über 300 Menschen zum
Eigenverbrauch Gemüse anbauen können. Während der Biolandwirt, der der Ansicht ist,
daß wertvolle Ackerböden unter Naturschutz gestellt werden müßten, mit dem
prinzipiellen Mangel an Nahrungsmitteln weltweit über ein überzeugendes Argument
für das Unterbleiben der Baumaßnahme verfügt, machen politische
EntscheidungsträgerInnen wie Harald Schindler, Vorsitzender der SPD-Fraktion in
der Regionalversammlung, oder der CDU-Landtagsabgeordnete und ehemalige
Justizminister Hessens, Jürgen Banzer, die Notwendigkeit geltend, die
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und Verbrauchsgütern aus dem Onlinehandel zu
versorgen. Banzer denkt dabei insbesondere an immobile ältere Menschen [3].

Anstatt die Landschaft mit Straßen und Gebäuden für die Logistik des digitalen
Kapitalismus zu durchziehen, um in Wohnkonserven vereinzelnde Menschen beliefern
zu können, wären kollektive Lebens- und Gemeinschaftsformen nicht nur
umweltverträglicher, sondern auch für all diejenigen interessant, die unter der
Atomisierung zum Markt- und Konkurrenzsubjekt leiden. Vor allem jedoch sind
derartige Argumente angesichts einer Welternährungslage, bei der eine Milliarde
Menschen regelmäßig hungert und drei Milliarden von Mangelernährung und
unzureichender Trinkwasserversorgung bedroht sind, Ausdruck einer bourgeoisen
Selbstherrlichkeit, die von der Ausbeutung des Globalen Südens noch nie etwas
gehört zu haben scheint und neokolonialistische Handelsbeziehungen im Prinzip
begrüßt.

Die Rechnung zwischen Nahrungsmittelproduktion und Flächenversiegelung
aufzumachen ist hingegen nicht nur angesichts dessen relevant, daß lediglich
fünf Prozent der globalen Landfläche überhaupt für den Ackerbau geeignet sind
und die dünne Schicht Humus zwar Jahrtausende für ihren Aufbau braucht, aber in
wenigen Jahren unter anderem durch industrielle Intensivlandwirtschaft zerstört
werden kann. Sie ist auch in Betracht anderer Faktoren, die die Produktion von
Nahrungsmitteln für den Menschen unter Druck setzen, wie die auf rund 40 Prozent
der fruchtbaren Böden erfolgende Futtermittelproduktion, bei der hohe kalorische
Verluste für die Fleisch- und Milcherzeugung in Kauf genommen werden, oder die
Erzeugung von Agrotreibstoff aus Pflanzen, die zur menschlichen Ernährung
geeignet sind, von Belang.

Ein Land wie die Bundesrepublik, das den ungeheuren Reichtum an verfügbaren
Nahrungsmitteln unter anderem mit Produktivitätsvorteilen erwirtschaftet hat,
die es ermöglichen, die Futtermittelsojaimporte aus Argentinien und Brasilien in
eine marktbeherrschende Stellung bei der Fleisch-, Eier- und Milchproduktion zu
verwandeln, hätte auch aus klimapolitischen Gründen allen Anlaß, anstelle der
weiteren Zerstörung der Urwälder Amazoniens, der Asphaltierung der Landschaft
und des unbehindert fortschreitenden Wachstums an motorisiertem Individual- und
Güterverkehr damit zu beginnen, die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln
auf suffiziente, sprich am landwirtschaftlichen Ertrag in Deutschland
ausgerichtete Füße zu stellen. Anstatt mit einer hochsubventionierten
industriellen Landwirtschaft und einem Überangebot an Fleisch und Milch
Preisdruck auf die ErzeugerInnen in anderen Ländern auzuüben und die
Logistikkanäle deutscher Einzelhandelskonzerne immer weiter anschwellen zu
lassen, führte schon die vollständige Übernahme der dabei entstehenden
Umweltkosten auf die Allgemeinheit zu heilsamer Ernüchterung.

Was hat das alles mit dem Bau eines Logistikzentrums im südhessischen
Wetterau-Kreis zu tun? Der dort entstandene Konflikt bildet die Antipoden
zwischen einem auf Kapitalproduktivität orientierten Modell der Produktion, das
nur für einen Bruchteil der dabei entstehenden sozialökologischen Verluste
aufkommt und das Gros der Kosten intensiven Ressourcenverbrauches
externalisiert, und einer auf die konkreten materiellen Erfordernisse der
Existenzgrundlagen von Mensch und Natur orientierten Gesellschaft emblematisch
ab. Wenn schnelle Lösungen nicht verfügbar sind, angesichts der
multidimensionalen Krise des kapitalistischen Weltsystems aber auch keine Zeit
zum weiteren Abwarten bleibt, dann ist naheliegenderweise der konkrete
Widerstand gegen den weiteren sozialökologischen Niedergang das Gebot der
Stunde.


Fußnoten:

[1] https://www.buerger-fuer-boden.org

[2] https://www.buerger-fuer-boden.org/app/download/13302438590/19-01-03+B%C3%BCrgerversammlung_Kurzbericht.pdf?t=1546541982

[3] https://ondemand-mp3.dradio.de/file/dradio/2019/01/02/protest_gegen_neues_rewe_verteilzentrum_in_der_wetterau_dlf_20190102_1145_ff5453a5.mp3
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1763: Warnstreiks des Sicherheitspersonals an den Flughäfe Berlin-Tegel und Schönefeld (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Januar 2019

ver.di ruft für Montag zu Warnstreiks des Sicherheitspersonals an den
Flughäfen Berlin-Tegel und Schönefeld auf



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ruft die
Beschäftigten des Sicherheitspersonals an den Flughäfen Berlin-Tegel
und Schönefeld zu einem bis zu vierstündigen Warnstreik am Montag,
dem 7. Januar 2019, ab 5 Uhr auf. Es muss daher mit Verzögerungen und
Einschränkungen im Luftverkehr gerechnet werden. ver.di hatte bereits
im Dezember angekündigt, dass es im Januar zu Arbeitskampfmaßnahmen
kommen könnte.

Mit diesem Warnstreik soll ein erstes Signal an die Arbeitgeber
gesendet werden, ein verhandlungsfähiges Angebot für die rund 23.000
Beschäftigten im Bereich der Sicherheit an deutschen Flughäfen
vorzulegen. Der Bundesverband der Luftsicherheitsunternehmen (BDLS)
hatte auch in der vierten Verhandlungsrunde am 21. Dezember 2018 ein
völlig unzureichendes Angebot vorgelegt. ver.di hatte darauf
hingewiesen, dass die Arbeitgeber es in der Hand hätten, mit einem
verhandlungsfähigen Angebot Streiks abzuwenden.

Mit der Erhöhung ihres Angebots in der vierten Verhandlungsrunde für
eine Entgelterhöhung von lediglich 1,8 auf 2,0 Prozent pro Jahr bei
einer zweijährigen Laufzeit, hätten sie die Streiks nunmehr
provoziert. Die Lohnanpassung für ostdeutsche Bundesländer soll nach
Ansicht der Arbeitgeber zudem erst nach fünf Jahren beendet sein.
Damit trage der BDLS nun die Verantwortung für die anstehenden
Arbeitsniederlegungen.

ver.di will die Sicherheit an den Flughäfen durch eine einheitliche
Bezahlung der Tätigkeiten in allen vergleichbaren Kontrollbereichen
verbessern. Dadurch werde mehr Lohngerechtigkeit erreicht und
Flexibilität im Personalbereich ermöglicht. Die Gewerkschaft fordert
eine Erhöhung des Stundenlohns im Bereich der
Passagier-, Fracht-, Personal- und Warenkontrolle auf 20 Euro.

Weitere Arbeitskämpfe auch an anderen deutschen Flughäfen sind nicht
ausgeschlossen. Die Ferienzeit der einzelnen Bundesländer will ver.di
dabei jedoch ausklammern.

Die Verhandlungen werden am 23. Januar 2019 in Berlin fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Januar 2019 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06799: Toben der Erinnyen (SB)


Das Schachspiel hat seinen Reiz nie verloren, trotzdem es Tag für Tag
von mehreren Millionen Menschen praktiziert wird, mehr schlecht als
recht wohl, doch dessen ungeachtet mit viel Leidenschaft. Kaum ein
anderes Spiel erlaubt eine solche Nähe zum eigenen Hirnkasten. Wie ein
Schöpfergott auf einer Wolke im siebten Himmel fühlt sich der Mensch,
wenn er die Figuren nach seinem Denken im Verbund aufmarschieren läßt
oder sie einzeln auf Schleichfahrt schickt. Und immer ist da auch die
Furcht, dem unumstößlichen Plan, der hinter jeder Partie steht, mit
frevelhaften Fehlzügen zuwiderzuhandeln. Rache war also das erste
Gebot, daraus das Schachspiel erwuchs, Rache wegen der Verletzung
eherner Schachgesetze. Die Erinnyen des griechischen Altertums wachen
auch auf dem Brett über die Aufrechterhaltung von Sitte und Verstand.
Wer allzu dreist sich am Besitz des anderen vergreift, unachtsam ist
und in grober Ignoranz sein Denken über das Schicksal stellt, wird von
ihnen gejagt und zur Strecke gebracht. Die Erinnyen sind das gute
Gewissen, das über dem Schachspiel herrscht, und die Logik der
Bestrafung ist dann immer nur der Ausdruck ihres Waltens wie im
heutigen Rätsel der Sphinx, wo sich der Nachziehende über die
tatsächliche Gefahr an Leib und Seele seines Königs keine rechten
Gedanken gemacht hatte. Also, Wanderer, hörst du die Erinnyen toben?






[image: SCHACH-SPHINX/06799: Toben der Erinnyen (SB)]



Jussupow - Nogueiras

Montpellier 1985


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zuweilen, ja, wenn der Vollmond sein Blut erhitzte, konnte Karpow
durchaus feuriges Temperament an den Tag legen, dann spielte er ohne
Marmorblässe: 1...Dd4-d3!! 2.e2xd3 e4xd3+ 3.Ke1-d2 Te8-e2+ 4.Kd2xd3
Ta8-d8+ 5.Kd3-c4 - oder 5.Lg2-d5 Td8xd5+ 6.Kd3-c4 Te2xc2+ 7.Kc4xd5 Lg4-
f3+ - 5...Te2xc2+ 6.Kc4xb4 Tc2-d2! 7.f2-f3 Lg7-f8+ 8.Kb4-a5 Lg4-d7!
und Weiß gab auf, da er entweder den Läufer hergeben muß oder seinen
König wegen der Mattdrohung 9...Lf8-c5 und 10...Td8-a8#



Erstveröffentlichung am 7. Januar 2006
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MELDUNG/2326: Supermittelgewicht - mit dem Rücken an der Wand ... (SB)




James DeGale und Chris Eubank auf dem absteigenden Ast

Wenn die Briten James DeGale und Chris Eubank jun. am 23. Februar in
der Londoner O2 Arena aufeinandertreffen, steht mehr als nur der
vakante Titel des kleinen Verbandes IBO im Supermittelgewicht auf dem
Spiel. Beide befinden sich auf dem absteigenden Ast und hoffen, ihrer
Karriere durch den Gewinn der zweitrangigen Trophäe noch einmal
frischen Schwung zu verleihen. Da es für den Verlierer in der Tat
düster aussehen wird, steht ein erbitterter Kampf zu erwarten. Ihr
Auftritt wird von ITV Box Office im Pay-TV übertragen und dürfte
zumindest beim britischen Publikum mit regem Interesse wahrgenommen
werden. [1]

Chris Eubank will sich dabei den Titel zurückholen, der ihm nach der
klaren Punktniederlage gegen seinen Landsmann George Groves im
vergangenen Jahr aberkannt worden war. Wenngleich der Gürtel der IBO
damals gar nicht zur Disposition stand, beschloß der Verband
hinterher, ihn Eubank abzunehmen und für vakant zu erklären. DeGale
hatte ebenfalls im letzten Jahr den IBF-Titel im Supermittelgewicht
niedergelegt, nachdem der Verband einen Kampf gegen den gefährlichen
Pflichtherausforderer Jose Uzcategui angeordnet hatte. Der Brite
führte damals zur Begründung seiner Entscheidung an, er ziehe
bedeutendere und einträglichere Auftritte vor. Wenngleich es durchaus
zutrifft, daß er mit dem Duell um den nachrangigen IBO-Titel gegen
Chris Eubank erheblich mehr Geld als bei einer Verteidigung des
prestigeträchtigeren IBF-Gürtels gegen Uzcategui verdienen kann,
machte dieses Manöver zwangsläufig keinen guten Eindruck.

Die seinerzeit kursierende Einschätzung, DeGale gehe dem hart
schlagenden Uzcategui aus dem Weg, um die drohende Niederlage zu
vermeiden, ist angesichts der wenig überzeugenden Leistungen des
Briten in jüngerer Zeit nicht aus der Luft gegriffen. Dessen
ungeachtet weist DeGale den Verdacht, er wolle im Kampf gegen Eubank
lediglich noch einmal abkassieren, weit von sich: Er werde diesem
Gegner eine Lektion erteilen und ihn aufs sportliche Altenteil
schicken. Am 23. Februar wolle er Eubank mit einer tadellosen
Vorstellung den Rest geben, da ihm schleierhaft sei, wohin sich dieser
nach der unvermeidlichen Niederlage noch wenden könnte.

Auf dem Höhepunkt seines Könnens wäre James DeGale wohl tatsächlich
eine Nummer zu groß für Chris Eubank gewesen, dessen Talent
offensichtlich Grenzen gesetzt sind. Vom Alter her sollte der
32jährige frühere IBF-Weltmeister eigentlich in der Lage sein, auf
höchstem Niveau mitzuhalten, doch schienen seine letzten drei
Auftritte eher vom Gegenteil zu zeugen. Vor allem die beiden mühsamen
Kämpfe gegen den zuvor als Außenseiter gehandelten US-Amerikaner Caleb
Truax riefen denn doch gravierende Zweifel auf den Plan.

Sollte sich DeGale auch gegen Eubank nicht steigern, aber dennoch
unangefochten nach Punkten gewinnen, wäre das natürlich für letzteren
ein Armutszeugnis. Daß Chris Eubank zu den führenden Akteuren im
Supermittelgewicht gehört, wird wohl ohnehin niemand behaupten. Gegen
einen schwachen James DeGale zu verlieren würde indessen zweifelsfrei
bestätigen, daß er in diesem Limit keine Zukunft hat. Was aber seine
weitere Karriere betrifft, könnte er natürlich wieder ins
Mittelgewicht zurückkehren, das seinen körperlichen Voraussetzungen
ohnehin besser entspricht.

Im Grunde war er überhaupt nur in die höhere Gewichtsklasse
geflüchtet, um nicht gegen Gennadi Golowkin antreten zu müssen. Darauf
läßt sich jedenfalls verkürzt, aber deswegen nicht unzutreffend, die
damalige Manöverlage zusammenfassen. Eubanks Team stand mit dem
Weltmeister in Verhandlungen über eine Herausforderung, die im
September 2016 über die Bühne gehen sollte. Dann wechselte der Brite
jedoch plötzlich den Kurs, stieg ins Supermittelgewicht auf und nahm
dort im Februar 2017 dem wenig bekannten Renold Quinlan den
zweitrangigen IBO-Titel ab. Das war insofern eine weise Entscheidung,
weil Eubank gegen den Kasachen derart unter die Räder gekommen wäre,
daß sein mühsam aufgebautes Image arg gelitten hätte.

Ob sein Vater und Manager Chris Eubank sen., der früher zu den
legendärsten britischen Boxern gehört hatte, oder eher sein Promoter
Eddie Hearn von Matchroom Boxing die Notbremse gezogen hatte, läßt
sich nicht mit Sicherheit sagen. Ungeachtet aller Begründungen, die
damals vorgehalten wurden, legt der Wechsel von einem Kampf gegen den
namhaftesten Weltmeister im Mittelgewicht zu einem nachrangigen Gegner
und Gürtel im Supermittelgewicht jedenfalls nahe, daß der drohende
Untergang abgewendet werden sollte. Hearn fand in dem ebenfalls bei
ihm unter Vertrag stehenden Kell Brook einen anderen Kandidaten, der
sofort bereit war, sich mit Gennadi Golowkin zu messen. Der Kampf
wurde im September 2016 in der ausverkauften Londoner O2 Arena
ausgetragen, und der Brite hielt phasenweise sogar recht gut mit, bis
ihn sein Trainer Dominic Ingle durch das Werfen des Handtuchs in der
fünften Runde vor dem drohenden Niederschlag rettete. Brook zahlte
jedoch einen hohen Preis, da er sich einen Bruch an der rechten
Augenhöhle zuzog.

Chris Eubank jun. setzte sich in der zehnten Runde gegen Renold
Quinlan durch und verteidigte den IBO-Titel in der Folge bei der World
Boxing Super Series erfolgreich gegen Arthur Abraham und Avni
Yildirim, die sich als vergleichsweise schwache Kontrahenten erwiesen.
Dann traf er im weiteren Verlauf des Turniers auf seinen britischen
Landsmann George Groves, der ihm das Nachsehen gab. Weder DeGale noch
Eubank muß im Falle einer Niederlage am 23. Februar die Boxhandschuhe
zwangsläufig an den Nagel hängen. So versucht James DeGale bereits
seit geraumer Zeit, Groves für eine Revanche zu erwärmen, der ihn bei
ihrem ersten Aufeinandertreffen im Jahr 2011 nur ganz knapp nach
Punkten besiegt hatte.

Noch hat sich George Groves mit keinem Wort zu diesen Avancen
geäußert, wie er überhaupt seit der Niederlage gegen Callum Smith im
September 2018, die ihn den greifbar nahen hochdotierten Turniersieg
kostete, weitgehend Stillschweigen gewahrt hat. Sollten ihm keine
attraktiveren Möglichkeiten in Aussicht stehen, könnte er sich wohl
auf einen zweiten Kampf gegen DeGale einlassen, mit dem er in England
sicher eine Menge Geld verdienen würde. Selbst nach einer Niederlage
gegen Eubank wäre dies wahrscheinlich immer noch eine Option, für die
sich die britische Fangemeinde begeistern könnte.

Unterdessen kontert Chris Eubank und erklärt, der Kampf gegen DeGale
sei nun schon vier oder fünf Jahre im Gespräch. Er werde seinem
Landsmann eine schmerzhafte Lehrstunde geben und verschwende keinen
Gedanken daran, die Karriere womöglich zu beenden. Das dürfte
tatsächlich auch nicht notwendig sein, da er selbst bei einer
Niederlage dorthin zurückkehren könnte, wo er sich seit langem
befunden hat. Sein Team hatte ihn zumeist von hochklassigen
Kontrahenten ferngehalten und selbst dann zurückgepfiffen, als er
Pflichtherausforderer Golowkins geworden war. Statt dessen setzte man
ihm nicht allzu starke einheimische Gegner vor, die er recht
eindrucksvoll besiegen konnte. Das wäre auch künftig möglich, und da
das Publikum schnell zu vergessen pflegt, sollte es möglich sein, ihn
mit drei oder vier überzeugenden Siegen wieder aufzubauen.

Viel hängt vom Einfluß und einer geschickt steuernden Hand seines
Promoters ab, was im Falle Eddie Hearns geradezu ein Selbstgänger ist.
Unwuchten und Kompetenzgerangel mit Chris Eubank sen., wie sie in der
Vergangenheit mitunter zu Verwerfungen führten, müßten allerdings
ausgeräumt werden. Eubank jun. ist mit 28 Jahren noch jung, außerdem
schnell und pflegt mit hoher Schlagfrequenz zu boxen. Das ist
attraktiv für das Auge und unterhaltsam für die Zuschauer, so daß es
keine unüberwindliche Hürde sein sollte, ihn wieder ins Geschäft zu
bringen. Schwieriger wäre das bei James DeGale, der sich ständig
umherbewegt und häufig klammert, um den offenen Kampf zu verhindern.
Ihm einen neuen Anstrich zu verleihen, der die Fangemeinde entzückt,
dürfte so gut wie unmöglich sein. Daher wäre eine Revanche gegen
George Groves, die als Duell zweier namhafter einheimischer Akteure
als solches sein Publikum fände, für ihn der naheliegendste Schritt,
um weiter im Geschäft zu bleiben.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2019/01/degale-eubank-jr-to-fight-for-vacant-ibo-168-lb-title/
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GEFAHR/149: Container-Havarie der "MSC Zoe" (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 4. Januar 2019

Container-Havarie der "MSC Zoe"

Umweltverbände fordern
verbindliche Regelungen für Hauptschifffahrtsrouten entlang des
Wattenmeeres



Ikea-Möbel, Badelatschen und bunte Plastik-Einhörner: Meeresmüll, der
sich aus den 270 über Bord gegangenen MSC Zoe-Containern derzeit auf
die Strände niederländischer Wattenmeerinseln ergießt. Wenig spaßig
sind die möglichen Folgen für die Umwelt auch durch das Gefahrgut
Benzoylperoxid, das Teil der am Neujahrstag verlorenen Fracht war.




[image: Foto: © Johan Krol]

Schuhschwemme von der MSC Zoe auf der niederländischen Insel Ameland


Foto: © Johan Krol



"Wir benötigen verbindliche Regelungen für die Hauptschifffahrtsrouten
entlang des Wattenmeeres, das seit 2002 international als besonders
empfindliches Meeresgebiet (PSSA) anerkannt ist", fordert Harald
Förster, Geschäftsführer der Schutzstation Wattenmeer. Nur so könne
das seit Jahrzehnten bekannte, aber nun in seiner Dimension deutlich
werdende Risiko der Containerverluste eingedämmt werden. Zur Zeit sind
Container- und Gefahrgutschiffe bei jeder Wetterlage auf diesen Routen
unterwegs. "Ab Windstärke 10 muss es entlang des PSSA Wattenmeer ein
Fahrverbot für solche Schiffe geben", sagt Förster. Zudem sollte die
An-Deck-Stapelhöhe der Container im Bereich des PSSA Wattenmeer auf
sechs Reihen begrenzt werden.




[image: Foto: © Johan Krol]

Stuhlsitz am Ameländer Strand

Foto: © Johan Krol



Aufwändig gestaltet sich die bisher vergebliche Suche mit
Hubschraubern, Schiffen und Sonar nach den drei Containern mit dem
giftigen Dibenzoylperoxid. Die Reederei hat hierzu eine Spezialfirma
beauftragt. "Gefahrgut-Container sollten standardmäßig mit Peilsendern
markiert werden", fordert der Schutzstation-Geschäftsführer. Nur so
könnten sie schnell geortet werden, bevor sie sinken oder sich ihre
giftige Fracht an den Stränden verteilt.




[image: Foto: © Sven Koschinski]

Alufelgen mit Reifen wurden auf Schiermonnikoog angeschwemmt.
Angespülte Gegenstände dürfen in den Niederlanden mitgenommen werden.


Foto: © Sven Koschinski



"Letztlich müssen Reedereien für alle Folgen haftbar gemacht werden,
die sich aus dem Gütertransport über das Meer ergeben", sagt Förster.
Hierzu gehöre auch die verbindliche weltweite Einführung einer
Schiffsversicherung, die unbegrenzt für die Folgen von
Ladungsverlusten aufkommt.

Stichwort: Umgang mit angeschwemmten Strandgut

Es ist über einen längeren Zeitraum an deutschen und niederländischen
Wattenmeer-Stränden mit Treibgut aus den Containern der MSC Zoe zu
rechnen. In den Niederlanden dürfen angespülte Gegenstände mitgenommen
werden, in Deutschland verbietet es das BGB. Fundsachen mit einem Wert
von mehr als zehn Euro dürfen hier nicht behalten und müssen den
Behörden gemeldet oder übergeben werden.

Besondere Vorsicht bei Behältnissen mit unbekanntem Inhalt: Drei
Container mit Dibenzoylperoxid sind über Bord gegangen. Das weißliche
Pulver ist vermutlich in Plastiksäcken verpackt. Es wirkt ätzend auf
die Haut und ist unter bestimmten Umständen sogar explosiv. Funde
nicht anfassen und umgehend der Wasserschutzpolizei, örtlichen
Gemeinden oder Naturschutzstationen melden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.01.2019

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.

Pressestelle

Grafenstraße 23, 24768 Rendsburg

Tel.: 04331/23 6 22, Fax:04331/25 24 6

Internet: http://www.schutzstation-wattenmeer.de
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